
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1919

17.3.1919 (No. 65)



162. JahrgangM65 Montag , den 17. März 1919

Expedition:
Karifriedrich-
StraßeRr -14

Fernsprecher:
Nr . 953
und 954

Postscheckkonto
Karlsruhe
Nr . 3515 .

KmsruherZeitung
Badischer Staatsanzeiger

Verantwortlich:
Hauptschrift¬

leiter
C- A m < n d.

Druck
und Verlag .
G . Braunsche

Hofbuch¬
druckerei,beide
in Karlsruhe .

Bezugspreis : vierteljährlich 4 ^ 7» durch die Post im Gel-iete der deutschen Poftverwaltuiig. Briefträgerqebübr eingerechnet, 4 S2 H! — Einzelnummer 10 Hk — « nz eigengebühr : die 7 mal gespaltenePctitzeile oder deren Raum 30 zuzüglich 30 V- Teuerungszuschlag. Briefe und Gelder frei. Bei Wiederholungen tariffestcr Rabatt , der als Kassenrabatt gilt und verweigert werden kann, wenn nicht binnen vier
Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt. Bei Klageerhebung, zwangsweiser Beitreibung und Kouknrsverfabren fällt der Rabatt fort. Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Falle von höherer Gewalt, Streik, Sperr «,Aussperrung, Masch -nenbruch , Betriebsstörung im eigenen Betriebe oder in denen unserer Lieferanten hat der Inserent keine Ansprüche , falls die Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange oder nicht erscheint. — Für
telephonische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommen. — Unverlangte Drucksachen und Manuskripte werden nicht zurückgegebcn und cS wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen.

Das Mtcbttgste .
Dle Versorgung Deutscblands .

* Tie Abkommen über die Lebensmittelversorgung Deutsch¬
lands , über deren Finanzierung und über die Zurverfügung¬
stellung der deutschen Handelsflotte find am Samstag nach
zweitägigen Verhandlungen in Brüssel unterzeichnet worden .

Nach den Vereinbarungen über die Lebensmittellieferungen
soll Deutschland , sobald die Schiffe bereit sind, in See zu gehen
und sobald die Bezahlung geregelt ist, die ersten Leben s -
mittel in Höhe von 27t>999 Tonnen sofort geliefert erhal¬
ten . Deutschland hat weiter das Recht » monatlich bis zu
79999 Tonnen Fett und 399 999 Tonnen Brotge¬
treide oder ihren Gegenwert in anderen menschlichen Le¬
bensmitteln zu kaufen oder einzuführeu » und zwar nicht nur
» uD Amerika und den Ländern der Entente , sondern auch
aus neutralen Staaten . Die Einfuhr von Fischen
aus Fängen in europäischen Gewässern und die Einfuhr von
Gemüsen sollen hierbei nicht in Anrechnung gebracht
werde ». Die . Einschränkung hinsichtlich des Fisch¬
fangs in der Ost siee wird sofort aufgehoben . Zah¬
lung soll auf jede Lieferung im voraus erfolgen . Die Ver¬
sorgung der linksrheinischen Gebiete soll in der gleichen Weise ,
wie die des rechtsrheinischen Gebietes erfolgen . Die deutsche
Regierung soll ferner die Verschiffung über deutsche Häfen und
das Inland nach Tschecho -Slowakien und Österreich gestatten .
Um die Lebensmittelbeschaffung zu ermöglichen , werden die
assoziierten Regierunge .n den Verkehr nach dem Auslande
für Deutschland erleichtern . In Rotterdam soll eine ständige
Kommission die kaufmännischen und sonstigen Frage «, die sich
aus ^ em Abkommen ergeben , regeln .

Die nach Deutschland eingesührten Waren müssen bar bezahlt
werden , wobei Zahlungen in Reichsmark ausscheiden . Für die
Bezahlung komme » in Betracht die Erlöse von Ausfuhr
aus Deutschland , sowie Ladungen in deutschen
Schiffen in neutralen Häfen , Kredite in neutra¬
len Ländern , Verkauf oder Verpfändung ausländischer Wert¬
papiere und Anlagen , Frachten deutscher Schiffe und schließ¬
lich G o l d, das als provisorische Sicherheit für Vorschüsse dient .
Da die assoziiexten Regierungen über 279 vvü Tonnen hinaus
keine Lieferverpflichtungen übernehmen und nur eine Ein¬
fuhrerlaubnis von je 379990 Tonnen monatlich geben , muß
Deutschland damit rechnen , den Versuch zu machen , einen
nicht unerheblichen Teil der Lebensmittel von den Neu¬
tralen zu kaufen . Es sind daher Bestimmungen über die
Ausfuhr nach neutralen Ländern und die Verwertung von
Gold und ausländischen Wertpapieren für Kredite für Nah¬
rungsmitteleinfuhr aus neutralen Ländern , insbesondere die
Ausfuhren und den Finanzverkehr enthalten verschiedene Klau¬
seln , insbesondere werden die assoziie,rten Regierungen Listen
über Waren , deren Ausfuhr verboten ist, einhändigen . Auch
ist das System der schwarzen Listen in den neutralen
Ländern noch nicht aufgehoben , obgleich dessen Mil¬
derung erwöge .» wird . Die assoziierten Regierungen haben
entscheidenden Wert darauf gelegt , daß Deutschland die Le¬
bensmitteleinfuhren möglichst durch Ausfuhr finan¬
ziert . Es ist daher bestimmt worden , daß , abgesehen von
der Bezahlung der bereits früher fest zugesagten 279 999 Ton¬
nen , Gold und ausländische Wertpapiere einstweilen nur im
Betrage von 299 Millionen Dollar für die Bezahlung der Le¬
bensmitteleinfuhren verwertet werden dürfen .

Ferner haben dir assoziierten Regierungen , um
auf die Belebung der industriellctt Ansfuhrtätigkeit und da¬
mit auf die Wiederherstellung der innere .» Ordnung in Deutsch¬
land einzuwirken , verlangt , daß die Einfuhren nie¬
mandem zukommen dürfen , der infolge eige¬
nen Verschuldens arbeitslos ist . Die deutsche Ne¬
gierung hat sich schließlich bereit erklärt , in Brüssel ein Depot
von 11 M ilionen Psund Sterling in Gold zu hinterleg :», da¬
mit mit der Lieferung von Lebensmitteln sofort beginnen
werden kann . Das Depot ist zurückzugcben , sobald andere
Mittel bere .tgestelli Ukld ' i» für die Überlassung der beschlag¬
nahmten ausländischen Wertpapiere an die assoziierten Regie -
rungen . Es sollen von assoziierter und deutscher Teste Ke «
mitees gkl-ildet werden , die an einem noch zu bezeichnenden
Platz zusammentreten werden . Die assoziierten Re¬
gierungen verlangen ferner , daß mit der Be¬
schlagnahme der ausländischen Wertpapiere
sofort vorgegangen wird , was von deutscher Seite
Unerkannt wurde . Durch die bislang von den assoziierten Ne¬
gierungen anerkannten Zahlungsmittel wird etwa nur die
Hälfte der Le.üensmittel zu decken sein , deren Einfuhr nach
Deutschland gestattet ist. Die Frage der Deckung des Restes
muß späteren Verhandlungen Vorbehalten werden .

DaS Abkommen über die Zurverfügungstellung der Flotte
enthält die Ausführungsbestimmungen zum Trierer Abkom¬
men . Hierbei sind einige Zusagen gemacht Word«» .

Ter wesentliche Unterschied dieser Vereinbarungen gegen¬
über den bisherigen Verhandlungen liegt darin , daß die asso¬
ziierten Regierungen nicht Deutschland die Lieferung einer
bestimmten Menge von Lebensmitteln garantieren , son¬
dern das Recht einräumen , Lebensmittel tu der Höch st-
menge von 379 999 Tonnen monatlich durch selb¬
ständige Abschlüsse von Verträgen in den
feindlichen oder neutralen Staaten einzu¬
führen . Die Erhaltung der Kreditfähigkeit
Deutschlands gegenüber diesen Ländern ist daher die
Voraussetzung für die Möglichkeit der Ausnut¬
zung der Einfnhrerlaubnis , und deshalb ist unsere wichtigste
Ausgabe , jetzt für möglichste Steigerung der Ausfuhr
von Rohstoffen und industriellen Erzeugnissen zu sorgen .

* Vom Tage .
(Das Brüsseler Abkommen . Arbeit im Innern . Was will

die Entente ?)
Wenn man sich den Verlauf der Verhandlunaen in

Svaa veraeaenwärtiat und ihn mit dem Ergebnis der
Brüsseler Verhandlungen vergleicht, so muß man zu dein
Schluß gelangen , daß die Entente uns entaeaengekom -
men ist , ja daß wir einen recht ansehnlichen Er¬
folg zu verzeichnen haben. Lebensmittel in Höhe von
270 000 Tonnen sollen wir sofort geliefert bekommen : zu
weiteren Lieferungen bat sich die Entente allerdings nicht
vervflichtet . aber sie hat uns das Recht zuerkannt , m o -
natlich bis zu 370 000 Tonnen Lebensmittel
selbständig einzukaufen , und zwar aus Amerika , aus den
Ländern der Entente und aus den neutralen Staaten .
Die Einfuhr von wischen aus europäischen Gewässern und
die Einfuhr von Gemüsen soll hierbei nicht in Anrechnung
gebracht werden . Die Einschränkung hinsichtlich des Fisch¬
fanges in der Ostsee wird sofort aufgehoben . Die nach
Deutschland eingeführten Waren müssen bar- bezahlt loerden
und zwar durch die Erlöse unserer eigenen Ausfuhr , sowie
durch die Ladrnaen der in neutralen Häfen Hegenden
deutschen Schisse , turcb Kredite in nmnalen Ländern ,
durch Verkauf oder Verpfändung ausländischer Wert¬
pariere und Anlagen , durch brachten deut-cher Schiffe
und schließlich durch Gold , das als provisorische Sicherheit
für Vorschüsse ostikn soll. Die Entente hat au riese Zu -
aeständniüe unter andnem die Bedinauna geknüpft , daß
die Lebensmittel niemandem zukommen dür¬
fen . der infolge eigenen Verschuldens
arbeitslos ist . Was die deutsche Handelsflotte be¬
trifft , so wird sie natürlich nunmehr der Entente zur
Verfügung gestellt werden.

Betrachten wir das Brüsseler Abkommen, losgelöst von
den Beziehungen der allgemeinen Politik , als ein Faktum
für sich , so dürfen wir , wie gesagt, mit dem Erreichten
zufrieden sein . Aber nur unter der Voraussetzung , daß
nun endlich das deutsche Volk in seiner Gesamtheit Ver - .
nunft annimmt , zur Arbeit und Ordnung zurückkehrt
und die Werte schafft , die allein uns instand setzen , die
Lebensmittellieferungen aus dem Ausland auch zu be¬
zahlen . Dauern die Unruhen und Streiks bei
uns fort , hält die Arbeitsunlust an , so
werden wirauchdann verhungern müssen ,
wenn die Entente uns von sich aus die
Möglichkeit zur Herbeischaffung aus r ei -
chender Lebensmittel frei gibt . Wir wollen hof¬
fen , daß das deutsche Volk in allen seinen Schichten die
Bedeutung des Briissclers Abkommens richtig erkennt.
Das Abkommen schafft aus den nötigen Lebensunterhalt ,
wenn wir arbeiten , aber nur dann ! Immerhin ist
das eine Tatsache, die belebend und befreiend auf das
Gemüt des ganzen Volkes einwirken wird . Das Gefühl
dumpfer Verzweiflung ist nun nicht mehr angebracht.
Wir dürfen wieder hoffen . Wir dürfen erwarten , daß wir
nicht nur der Hungerkrisis Herr werden, sondern uns
auch wieder einmal satt essen können . Zu
bezahlen haben wir diesen Genuß mit unserer Arbeit . Sie
sollte uns nicht schwer fallen , wenn wir damit den vital¬
sten Anspruch des Menschen, den Anspruch auf Sättigung
befriedigen können.

Sonach bedeutet das Brüsseler Abkommen zweifellos
einen Erfolg in wirtschaftspolitischer Hinsicht. Aber
gleichwohl bleibt es nach .wie vor zweifelhaft , ob wir die¬
sen Erfolg außer mit den im Abkommen vorgesehenen
Zahlungsmitteln nicht mit entsetzlich harten Be¬
dingungen beim Friedensschluß werden zu
bezahlen haben. Wir hegen fast die Befürchtung , daß
sich hinter der Nachgiebigkeit der Entente
der Pferdefuß des Satans verbirgt , und
daß es nicht gar zu lange dauern wird , bis wir diesen
Pferdefuß zu spüren bekommen. Es ist auffällig , mit
welcher Eile sich die Entente , die sich so lange gar nicht
einigen konnte, jetzt um das Geschäft der Herbeiführung
des Friedens bemüht . Die „Baseler Nationalzeitung "

erklärt diese auffallende Eile damit , daß die Vertreter
eines gerechten Friedens innerhalb der Entente kapitu¬
liert haben , daß die Vertreter des brutalen Gewaltfrie¬
dens auf der ganzen Linie gesiegt haben und nun die
Macht besitzen , um ohne lange Diskussionen den besiegten
Gegnern die Bedingungen zu diktieren. Das genannte

Schweizer Blatt entwirft ein außerordentlich düsteres
Bild von den Bedingungen , die man uns zur Unterschrift
vorlegen wird . Und selbstverständlich 'önnte dann bei
den Verhandlungen , die sich an diese Friedensbedingun -
gen knüpfen würden , gerade daSBrüsselerslbkom -
menals Druckmittel benutzt werden. Die Entente
könnte uns sagen : „Hier habt ihr euer Abkommen, das
euch vom Hungertods erlöst, hier geben wir euch die Mög¬
lichkeiten, um euch wieder einmal gründlich satt zu essen :
dafür müßt ihr aber in alle Ewigkeit unsere Sklaven
werden , und wollt ihr das nicht , so werden wir das Ab¬
kommen einfach nicht einhalten und euch verhungern
lassen .

" Die „Baseler Nationalzeitung " meint schon
heute , daß der Friedensschluß wohl die gigantisch ste
Erpressung darstellen wird , die die Weltgeschichte je
erlebt hat . W'r halten diese Auffassung eines angesehenen
neutralen Blattes für sehr beachtenswert und können un¬
serem Volke nur empfehlen , sich auf das Allerschlimmste
einzurichten . Kommt dann eine Enttäuschung, so ist es
eine Enttäuschung zum Besseren.

Würde die Entente uns aber tatsächlich die Bedingun -
gen auferlegen , die man jetzt in der Ententepresse er-
örtert findet , so wäre das allerdings der vollendete
Triumph der politischen Tollheit und Amokläuferei . So
lange wir noch einen Funken von Vertrauen zur Ehr-
lichkeit und Anständigkeit Wilsons besitzen , können wir es
uns nicht vorstellen , daß dieser Aberwitz zur Tat würde .
Geschähe es , dann wäre Wilson für immer als Schwät -
zsr und Schwächling gebrandmarkr, und der Bolsche -
wismus würde es sein, der der Entente die Quittung
für ihre Politik des Wahnsinns und der Vernichtung
präsentiert ! -V.

Lin neutrales Verdammungs--
urtell gegen die Lntente .

* Der „Grütlianer "
, das Zentralorgan des Schweizer -

ischen Grütlivereins — Soz . Volkspartei der Schweiz —
veröffentlicht folgenden Protest und Aufruf :

„An die sozialdemokratische Arbeiterschaft und an die Frie¬
densfreunde aller Länder .

Der Grütliverein Zürich 6 hat in seiner Versammlung vom
8 . März auf Antrag und Begründung des Genossen Alt -Na -
tionalrat Robert Seidel und nach begeisterter Zustimmung
einer Reihe Redner einstimmig folgenden Protest und Auf¬
ruf beschlossen .

I . Protest . Wir erheben feierlich Protest gegen die Aushun¬
gerung des 79 MillionM zählenden deutschen und deutsch ,
österreichischen Volkes durch die Sieger im Weltkriege .

II . Begründung und Erklärung :
1 . Diese Aushungerung ist schon während der vier Kriegs¬

jahre , unter Verletzung des Völkerrechtes auch gegen die Neu¬
tralen , mit allen Mitteln betrieben worden , und sie wird auch
jetzt noch im Vorfriedenszustand mit dem eisernen Willen
einer barbarischen Haß - und Rachsucht fortgesetzt , um den
früheren , nun besiegten Kriegsgegner zu vernichten .

Dia Aushungerung Deutschlands und Deutschösterreichs
wird fortgesetzt , obgleich diese Völker die Waffen seit drei Mo¬
naten niede,rgelegt und sich selbst wehrlos gemacht haben ; die
Aushungerung wird fortgesetzt , obgleich die deutschen Völker
ihre innere Freiheit begründet , die Republik in Deutschland
und Deutschösterreich erklärt , und die vollständige Demokratie
aufgerichtet haben .

2. Wir erklären diese Aushungerung als das , was sie in Tat
und Wahrheit ist , nämlich als «sine schmähliche Verleugnung
der von den heutigen Sieger « früher am lautesten verkündete «
Bölkerbundsgrundsätze , denen die deutschen Völker schon wäh¬
rend des Krieges wiederholt und seither erneut vor aller Welt
zugestimmt haben , und die vor der Waffenniederlegung der
Deutschen und vor dem Waffenstillstand von den Siegern und
Besiegten vereinbart worden sind . .

3 . Wir erklären diese Aushungerung ferner als eine allen
Religionen und allen sittlichen Geboten hohnsprechende Bar .
barer und als einen Mord an einem große « Kulturvolke .
Diese Barbarei und dieser Mord treffen in erster Linie die
Kinder und Mütter , die Kranken und Greise , die Schwachen
und Hilfslosen des armen arbeitenden Volkes . Jeden Tag
werden dadurch in Deutschland allein 80V kostbare Menschen¬
leben vernichtet , in Deutschösterreich verhältnismäßig noch
mehr .

Mit einer Beilage : 8. öffentliche Sitzung der verfassunggebenden badischen Nationalversammlung.



4. Wir erklären , daß diese Aushungerung nicht nur eine
u«d ei» Verbrechen am deutschen Volke ist» sondern

auch eine schwer« Versündig«», an all den tröstlichen Hoff,
nungen und berechtigten lauten Forderungen der ganze» Aul.
turmeaschheit auf eine erlösende Bölkerversöhnung, auf einen
demokratischen Völkerbund und auf einen dauernden Völker«
frieden ohne Militarismus und MarinismuS .

5. Wir erklären weiter : Die Aushungerung der deutschen
'

Völker, ferner der ihnen auferlegte harte , demütigende, das
wirtschaftliche Leben unterbindende Waffenstillstand mit seiner
fortgesetzten Blockade und schließlich der noch härtere , noch
demütigendere , noch mehr das wirtschaftliche. Gedeihe« und
Leben verhindernde Gewaltfrirde , wie er von den Siegern als
Vergeltung gegen das deutsche Volk geplant und gefordert wird,
all dies muß zu den Schreckniffen des Bolschewismus führen
«nd wird eine, neue Periode von « ölkerkrtesen in der Zukunft
eröffnen .

6. Zur richtig kennzeichnendenBeurteilung dieser mörderischen
Aushungerung der Besiegten durch die Sieger , auch noch nach
dem Kriege , muß an folgende Taffachen erinnert werden :

Die Sieger haben ihren Völkern und der Welt unausgesetzt
kn unzähligen Kundgebungen feierlich erklärt :

„Wir bekämpfen nicht das deutsche Volk, aber wir bekämpfen
den Preußischen Militarismus , wir bekämpfen die preußische
Militärkaste , und wir bekämpfen die Hohenzollerndhnastie und
das ««demokratische Gottesgnadeptum ."

Nun hat dgs deutsche Volk den Militarismus , die Militärkaste ,
die Hohenzollern- und Habsburger Dynastie , sowie alle übrigen
Dynastien gestürzt, fest ringesargt und tief begraben ; nun ist
in Deutschland die Demokratie vollständig zur Herrschaft ge.
langt , nun ist sogar der Sozialdemokratie die Führung dieser
demokratischen Herrschaft von der deutschen Nationalversam .
lung zuerteilt worden ; aber was tun nun die Sieger , die vor¬
her erklärten , sie bekämpfen nicht das deutsche Volt ?

Nun brauchen diese Sieger erst recht die große überlegene
Macht ihres gewaltigen Militarismus und Marinismus ,
um das freie deutsche Volk auszuhungern , zu versklaven und zu
vernichten.

7 . Auf Grund dieser Tatsachen erklären wir : Diese Politik
ist nicht die so oft und laut verkündete und versprochene Poli¬
tik der Verständigung und Versöhnung des Rechts und der Ge.
rechtigkeit , sondern das ist die alte doppelzüngige und unehr¬
liche, ungerechte und unsittliche Gewalt - und Herrschsuchtspoli.
tik der dunklen geheimen Kabinette , welche den furchtbaren
Weltkrieg verschuldet hat, und welche neue Weltkriege unfehlbar
herbeisühren muß.

Diese verwerfliche, verderbliche und fluchwürdige Politik rich¬
tet sich nicht nur gegen das freie , friedenheischende und fried¬
liebende dentsche Volk , sondern sie richtet sich gegen alle Völker,
und sie richtet sich besonders gegen die besten und heiligsten
Güter der Arbeiterklaffe der Sieger selbst . Diese Politik ist
beseelt und wird getrieben und geleitet vom Hab - und herrsch,
süchtigen Privatkapitalismus , und sie ist der ärgste Feind des

scqialen und solideren Gemeingeistes und Gemeinsinnes der
Völker und der Menschheit.

8 . Auf diese Gründe und "Tatsachen gestützt , erheben wir

Protest gegen die Rachsucht und Habsucht , Herrschsucht «nd Ge¬
walttätigkeit der Sieger und fordern den versprochenen ver¬

söhnlichen Verständigungs - und Rechtsfrieden und den allen
Völkern offenstehenden demokratischen Völkerbund.

S. In dieser Schicksalsstunde der Weltgeschichte ist es in erster
Linie Aufgabe der sozialdemokratischen Arbeiterparteien und

der Glieder der alte« Brbeiterinternationale in den Staaten
der Sieger und der Neutralen , ihre Stimme zu erheben und

mit aller Kraft zu wirken für die ewigen, heiligen Grundlagen
der Freiheit und Gerechtigkeit, der Nächstenliebe und des Frie .

dens für alle Völker des Erdenrundes .
Friede auf Erden und den Menschen ein Wohlgefallen !

Fluch der bösen Gewalt und dem Kriege !
10 . Wenn die starken sozialdemokratischen Arbeiterparteien

und Glieder der alten Internationale in den Entente - und
neutralen Ländern diese hohe und Heilige Aufgabe nicht er-

füllen , die ihnen von der Geschichte gestellt wird , dann machen
sie sich mitschuldig an all dem Elend , das über die Welt herein -
brcchen und auch sie in ihren furchtbaren Strudel reißen wird.

Arbeitende Brüder und Schwestern in den neutralen und

Ententestaaten , hört uns ! Seid auf der Hut ! Bekämpft mit
uns diese verderbliche Gewalt - und Rachepolitik ! Bleibt eueren
alten Grundsätzen der Friedens ! nternationale treu und ruft
mit uns :

Nieder mit dem Militarismus und Marinismus l Hoch der ^
freie, friedliche Völkerbund!

III . Schluß und Aufruf .
Der vorstehende Protest und seine Begründung stützen sich

auf die wohlbekannten Kundgebungen der Sieger im Weltkrieg ;
sie stützen sich auf die 14 WilsonschenPunkte und Forderun -

gen , die von Siegern und Besiegten angenommen wurden ;
sie stützen sich auf die Grundsätze und Beschlüsse der nationa .

len sozialdemokratischenParteien aller Völker, auf die Grund¬
sätze und Beschlüsse der sozialistischen Internationale , sowie der
Friedensgesellschaften der ganzen Welt ;

sie stützen sich ferner auf die erhabenen sozialen und sittlichen
Lehren des Evangeliums und auf die sittlichen Forderungen der
Kulturmenschheit.

Mit diesem so begründeten Protest wenden wir uns erstens
an die Sozialdemokraten und Internationalen unseres Vater -
landes ;

wir wenden uns zweitens an die Sozialdemokraten und In .
ternationalen der neutralen und kriegführenden Staaten ; und j
wir wenden uns drittens an die Freunde der Völkerverbrüde,
rung und Völkergleichheit , des demokratischen Völkerbundes
und dauernden Völkerfriedens.

Wir fordern sie alle auf , unserem Proteste zuzustimmen und
für die darin niedergelegten Grundsätze im persönlichen Ver¬
kehr , in Versammlungen , in der Presse, im Parlamente und
n> öffentlichen Kundgebungen zu wirken.

Der Neuaufbau der Gesellschaft kann nur im Frieden durch
Arbeit und Demokratie, und nicht durch brutale Gewalt zu¬
stande kommen.

Alle sozialistisch und sqzial Gesinnten, alle, die guten Willens
find, muffen am Neubau der Gesellschaft und der Staaten
Mitarbeiten .

Auf, zum Werke! " .

Politische Meberslcbt
Die Friedensverbandlungen .

7 Pariser Blatt glaubt laut . Berl . Tagebl .
" zu wissen ,daß die Alliierten im April den deutsche « Bevollmächtigten

ihre Beschlüsse Mitteilen können. Die Verhandlungen werden
m Versailles stattfinden, wo gegen Oster» das Friedensab¬kommen unterzeichnet werden wird, das dann den Parlamen -
ten zur Bestätigung vorgelegt werden müsse . — Präsident
Wilson soll sich, wie der „ Vorwärts " erfährt , den während
seiner Abwesenheit von der Pariser Konferenz getroffenen Ver¬
einbarungen noch nicht angeschlossen haben. Die Besprechun-
gen, die er am Samstag pflog, bewiesen, wie es heißt, daß er
ledes Problem , über das in der Zwischenzeit Beschluß gefaßtworden ist, objektiv prüfen wolle .

Nach einer Mitteilung , aus Genf veröffentlicht die „NewyorkTimes eine Depesche ihres Berliner Korrespondenten , der
von autorisierter Quelle erfahren hat , daß die Alliierten ohne
Verzögerung Lebensmittel nach Deutschland schicken werden,aber sie durch Truppen begleiten lasse.» . Man glaubt , daß10 000 Engländer und Amerikaner genügen, um die Vertei¬
lung ,n Berlin , 5000 Matrosen , um die Verteilung in Ham¬
burg zu überwachen.

Die Pariser Sozialisten Mr einen
Gereebtigkeitskrieden.

.
* Der „Secolo" meldet kt . „B. Pr . , , us Paris : Die Sozia ,

listen berufen für den 25 . März , dem Tage des Beginns der
Borfriedensbesprechungen, in Paris und im Seinedepartementüber 30 Versammlungen , die für einen gerechten und annrxi -

sollen
" «nd einh Völkerverbrüderung demonstrieren

. i

Das französische Finanzprogramm .
* 2 « der französischen Kammer teilte Finanzministcr Klotz

auf eine Jnterpellalion über die finanzielle Lage Frankreichsmit, daß für das nächste Budget 18 Milliarden Franken vor¬
gesehen seien. Die Ausgaben während des Krieges Betrugenl79 Milliarden Franken , wovon 118 Milliarden auf Kriegs¬
zwecke und die Marine entfallen . Die Leistungen Frankreichsm finanzieller Beziehung seien umso höher anzuschlagen, als
die reichsten Departements besetzt waren , wodurch die Ein -
nahmen des Landes um ein Fünftel geringer wurden . Im
Budget müsse man dreimal höhere Ausgaben als vor dem
Kriege vorsehen. Es sei ein phantastischer Gedanke, wenn man
das Budget durch Monopole ins Gleichgewicht bringen wolle.
Zuerst werde man die Deutschen bezahl«» lassen müssen, eheman die Steuerzahler belaste . Bevor Frankreich nicht wisse
auf welcher Grundlage die Schuld Deutschland« geregelt werdet
könne nichts unternommen werden. In kurzer Zeit werde diese
Frage gelöst fein. Alle Parteien seien einig in der
Frage der Wiederherstellung, die der Feind vornehmen müsse
aber bevor er diese riesige Aufgabe erfüllt habe, müsse er eine
große Dumme bezahlen. Die Zahlung der Entschädigung müsse
mit allen Garantien gesichert werden , da nach der Größe der
Ents -l/ädigung Frankreich sein Budget aufstellen werde. Mit
der Kammer sei er übe - die Schaffung einer Finanzabteilung
des Völkerbundes einig. Die Friedenskonferenz habe diesen
Grundsatz einstimmig angenommen . In einigen Tagen wür .
den die nötigen Texte fertiggestellt sein . (Beifall auf zahlreichen
Bänken , Protest bei den Sozialisten .) Er werde sich bemühen ,
den Schuldforderungen Frankreichs au Deuts .. . . >d den Cha.
rakter eines privilegierten Guthabens zu. geien . Da die
Sozialisten fortwährend protestierten , erklärt Klotz , er habe das
Gefühl , daß, wenn er 20 Milliarden Nachlassen würde , dieses
zum Nachteil der Mitbürger geschehe. Er werde es nicht tun .
Nach längerer Diskussion über die Tagesordnung nahm die
Kammer mit 245 gegen 132 Stimmen die Tagesordnung der
Regierung an .

Die Besetzung des Hrölner Brückenkopfes .
* Wie die „B . Z .

" aus Elbeffeld erfährt , wird von den
britischen Besatzungsbehörden augenscheinlich eine weitere Aus¬
dehnung des Kölner Brückenkopfes erstrebt . Zuständi -
gerseits verlautet , daß von den Abschnittskommandeuren der
englischen Besatzungstruppen bei ihrer Regierung gefordert
wird, Remscheidt und Kronenberg zu besetzen , obgleich nur ein
kleiner Teil dieser Gebiete in den Kölner Brückenkopf hinein¬
reicht. Eine Angabe von Gründen ist nicht erfolgt . Die Be¬
hörden der beiden genannten Städte haben sofort bei der deut¬
schen Reichsregierung und der deutschen Waffenstillstands¬
kommission energisch gegen eine solche Besetzung protestiert .

Aufhebung des Ltandrecbts ln Berlin .
* Reichsminister Noske erläßt folgende Bekanntmachung : Die

militärischen Maßnahmen in Groß -Berlin find zum Abschluß
gelangt . Die Kämpfe haben ausgehört . Deshalb hebe ich den
Befehl vom 9 . März aus, wonach zu erschießen ist, wer mit den
Waffen in der Hand gegen die Regierungstruppen kämpfend
angetroffen wird . Dabei gehe ich von der Annahme aus , daß
Ordnung und Sicherheit nicht mehr gestört werden.

s Pfund Hrartokkeln und l Pfund Flelscb
kür den Landarbeiter .

* Durch eine neuerliche Verfügung des ReichSernährungs -
amts sind dem Landarbeiter , der in Selbstversorungsbetrieben
arbeitet , Zulagen zur Lebensmittelrasion bewilligt worden,
die voraussichtlich einen beträchtlichen Anreiz auf die Auf.
nähme der Landarbeit durch die städtischen Arbeiter ausüben
dürsten . Wie wir nun vom Reichsernährungsamt erfahren ,
beträgt die Wochenvation für Kartoffeln für den Landarbeiter
7 Pfund (außerdem zur Brotstreckung600 Gr .) , die Fleischrasion
500 Gr . wöchentlich , die wöchentliche Buttermenge 100 Gr . Der
Landarbeiter , soweit er Selbstversorger ist, erhält ferner mo-
natlich 9 Kg. Brotgetreide , 2 Kg . Gerste, Hafer und Mais ,
1 Kg . Hülsenfrüchte. Endlich werden ihm für das ganze Wirt¬
schaftsjahr an Buchweizen zugewiesen 25 Kg -, an Hirte 10 Ka.
und an Grünkern .3 Kg.

Die LuckerVersorgung bis zur neuen Lrnte
des Isbres 1919.

* Es besteht die begründete Hoffnung , daß die Ration V«G
VerbrauchSzuckers für die Bevölkerung nicht herabgesetzt zu
werden b.raucht. Für die Herstellung von Marmeladen bezw.
Mir Verarbeitung der vorhandenen Rohstoffe sowie für die
Herstellung von Kunsthonig ist nicht genügend Zucker vorhan¬
den , um die Verteilung von Brotaufstrich im bisherigen Um-
fange bis zum Ende des Wirtschaftsjahres festzusetzen . Die
Zuweisung von besonderen Mengen Einmachezucker wie in den
Vorjahren kann nicht in Aussicht gestellt werden ; die Haus ,
frauen werden sich zweckmäßig auf das zuckerlose Einkochen
vorbereiten oder versuchen müssen , sich aus den monatlichen
Zuteilungen Zucker zu ersparen .

Badischer Teil .
Ernennungen , Versetzungen, Zuruhesetzungen re.

der etatmäßigen Beamte» der
G-hattstarifabteilu «g-n H bis L

sowie
Ernennungen , Versetzungen re.

von nichtetatmäßigen Beamten .
Aus dem Bereiche des Verkehrsministeriums .

— Staatscisenbahnverwaltung . —
» ersetzt:

die Betriebsasflstentkn: Artur Mater in Erringen nach Murg , Jako!
Miirk in Mannheim nach Friedrichsseld, Simon Heid in Lauda nach
Wertheim, Friedrich Goiirnberger in Kehl nach Wilferdingen, Ada»
Heid in Mannheim-Neckarau nach Schwetzingen , August Neuner in Schaff¬
hausen nach Wolfach, Philipp Mein jn Weingarten nach Grenzach ,

die Kanzleiasflstenten: Valentin Stein in Schwetzingen nach Mannheim»
Karl Zimmcrmann in Schwetzingen nach Mannheim, Wilhelm Mahr t»
Karlsruhe nach Durlach,

der Werlführer Joseph Blaser in Durlach nach Karlsruhe ,
der Reserveführer Adalbert Gangwisch in Lahr Stadt nach Fretburg ,
der Lokomotivheizer Eugen Herrniann in Mannheim nach Hallingen ,
die Schaffner Gustav Dietz in Karlsruhe nach Lauda, Karl Gantrrt »

Schaffhauscn nach Waldshut, Wilhelm Vollmer in Waldshut nach Basel,
Albert Jötzltn in Waldshut nach Basel , Albert Flatt in Bruchsal nach
Bafel, Otto Kriihlich in Breiten nach Bruchsal ,

der liiienbahnafststcnt Hermann Göhringer In Karlsruhe nach Haslach ,
die Etsenbahngehilstn Katharina Behret in Mannheim nach Karlsruhe »
die Bureaugehilfcn : August Buggle in Denzlingen nach Jmmendingen ,

Franz Klug in Mannheim nach Walldürn, Daniel Leibert in Kirchhetm
b . H . nach Stetnsfurt , Gustav Leininger in Singen (Hohentwiel) nach
Seckach , Friedrich Mäher in ' Waghäufel nach Weingarten , Friedrich
Otzwald In Lauda nach Heidelberg.

Zuruhcgesetzt ;
wegen vorgerückten Allers , unter Anerkennung ihrer langjährige»

treue» Dienste : Lokomotivführer Paul Himmelspach in Fretburg , Loko¬
motivführer Karl Schall in Karlsruhe , Amtsdiener Friedrich Schüle in
Mannheim, Wagenauischreiber Bernhard Bagt in Ossenbnrg:

wegen leidender Gesundheit: Bahnwärter Franz Fink aus Waristaiio»
, 3 der Neckartalbahn : —

bis zur Wiederherstellung ihrer Gesundheit: Werlführer Georg Dick
in Mannheim , Amtsdiener Franz Huber in Bruchsal, Bremser Joseph
Mtchelbach in Mannheim.

Entlassen:
Schaffner Wilhelm Dick in Mannheim ( auf Ansuchen ) ,
Hallenmeister Michael Jann in Heidelberg.

Gestorben :
Lokomotivführer Hermann Westrnfelder in Osfenburg, am IS. No -

vcmbcr ISl8 ,
Zugmeister Karl Ehrt » in Basel, am 7 . Januar I. I .,
Lademetster Friedrich Gärtner in Fretburg , am II . Januar l. I .,
Weichenwärter Karl Watzel in Blanicnloch, am 13. Januar l. I ., ,
Lolomottvsührer Johann Scholl in Heidelberg, am 18. Januar l . I .»
Schirrmann Julius Kappler in. Müllheim, am 19. Januar l . I . ,
Weichenwärter Johann Berlinger in Walldürn, am 22 . Januar l . I .»
Rottenführer Wendclin Etesrttz in Osfenburg, am 23 . Januar l . I .,
Werlführer Friedrich' Stall in Osfenburg, am 2t . Januar l. I .,
Schikislasster Joseph Weltzhaar in Konstanz , am 28 . Januar l. I .,
Reserveführer Stephan Staufert in Lauda, am 25 . Januar l . I .,
Schaffner Gustav Käst in Karlsruhe , am 26. Januar l . I . ,
Bauasftstent Robert Winkler in Karlsruhe , am 29. Januar l . I . ,
Weichenwärter Heinrich Ziegrlmüller in Mannheim, am 31 . Januar

l . I .,
'

Lokomotivführer Ludwig Senk in Mannheim, am 6 . Februar l . I .

Der Bericht der Verkassungskommlssion
* Der Bericht der Verfafsungskommission der badischen der-

fassunggcbcnden Nationalversammlung zu dem Entwurfs
eines Gesetzes , betr . die badische Verfassung, ist jetzt in Druck
erschienen. Die Berichterstattung besorgte der Abg. Dr . Zehnter .
Der Bericht hat einen Umfang von 80 Seiten und gliedert sich
in zwei Hauptteile , in einen geschichtlichen Abriß über di« Vor-
geschichte des Verfassungsentwurfes , über den politischen Um¬
sturz in Baden und die Vorarbeiten zu den Gesetzentwürfen .
Der zweite Teil befaßt sich mit dem Gesetzentwürfe und gibt
ausführlich Auskunft über die Arbeiten der Kommission, bringt
den Wortlaut der von der Kommission angenommenen Resolu .
tionen und ein Verzeichnis der dem Hause zugegangenen 30
Petitionen , die von der Kommission ebenfalls behandelt tour -
den. Unter den acht Anlagen , die die Drucksache enthält , be¬
findet sich auch der Entwurf einer badischen Verfassung nach
den Vorschlägen der Regierung , denen die Vorschläge der Kom-
Mission gegenüber gestellt find. Man kann daran ermessen,
welche umfangreiche Arbeit die Kommission geleistet hat . Der
von der Kommission einstimmig angenommene Antrag lautet :
Die verfassunggebende Nationalversammlung wolle beschließen,
den Entwurf eines Gesetzes betreffend die Verfassung in der
Fassung der Kommission anzunehmen . Mehrere EntMietzun .
gen sollen gleichfalls angenommen , die Petitionen und Einga -
ben durch die zum Entwürfe über das VersaffungSgesetz ge-
faßten Beschlüsse für erledigt erklärt werden.

Französische Massnahmen im besetzten
Danauerland .

* Die in den ersten Tagen der Besetzung des Hanauer -
landes vielfach . ausgesprochene Vermutung , daß das Hanauer ,
gebiet nur zur Hebung der Verpflegung der Elsässer dienen
soll, ist zur Taffache geworden. Wie der „Frb . Ztg .

" geschrie.
ben wird, kaufen die Franzosen im besetzten Hanauergebiet
zusammen , was sie nur austrerben können. Die Stadt Kehl
ist deshalb kaum mehr in der Lage, ihren Bürgern etwas But¬
ter abzugeben ; auch die Milchversorgung Kehls kommt in ein
kritisches Stadium , da Kehl lt. Befehl der Besatzungsbehörde
jeden Tag 1000 Liter Milch an die Stadt Straßburg abliefern
muß . Die Franzosen machen jetzt auch kein Hehl mehr dar -
aus . daß die Besetzung Kehls für sie von vornherein eine wirt¬
schaftliche Frage gewesen ist . Die Franzosen lassen auch keine



Gelegenheit dorübergehen, den Hanauern zu Gemüte zu füh-
« n, datz fie nicht mehr beabsWigen , dieses prachtvolle, reiche
Gebiet wieder freiwillig herauszugeben . In Altenheim verbrei -
Sen die Franzosen eine Kundmachung, wonach das Hanauer -
- ebiet seit 1. März offiziell zu Frankreich gehöre. Di« Bür¬
ger werden aufgefordert , die französischen Kurse recht fleißig

besuchen . Leider mutz aber auch gesagt werden, datz die
anzosen täglich von Denunzianten anonyme Anzeigen erhal¬

len, durch die schon viel Unglück über basische Familien ge¬
bracht worden ist. Auf Grund solcher Anzeigen wurde letzter
Loge der Kommandant der Kehler Gendarmerie , Gühler , der.
haftet , der Prokurist Herrmann bei der Bierbrauerei Zeeb u.
ko ., sowie der Prokurist Berning bei der Bank für Handel und
Industrie wurden ausgewiesen. Andere denunzierte Personen
wurden mit Gefängnis bestraft .

Das Treiben der Scbleicdbändler im
Tauvergrund .

* Aus den Verhandlungen der badischen Nationalversamm¬
lung ist erst einer breiteren Öffentlichkeit zu Ohren gekommen,
ln welcher Weise das badische Hinterland von den Schleich -
Händlern und Hamsterern überschwemmt wird . Die Land¬
wirte sind einfach machtlos. Die Hamsterer erscheinen in den
Bauernstuben , wanken und Weichen nicht , legen Geld auf den
Lisch und warten , bis der Landwirt des Besuchs überdrüssig
wird und Lebensmittel herausgibt . Die Gefährlichsten sind
die berufsmäßigen Schleichhändler, die sich an einem Orte ein-
qnartieren und von dort aus die Gegend abstreifen . Sie zahlen
durchschnittlich 18 M . für ein Pfund Butter und 3 M . für Mehl
und Hülsenfrüchte. Für Eier und Fleisch geben fie jeden Preis .
Kommt dann tatsächlich auch der Städter , der unter dem Man¬
gel an Lebensmittel leidet, so ist entweder rfichts mehr zu ha-
den oder er kann die Preise nicht bezahlen.

' Die Typbusepidemle in Pforzheim -
oe . Die Epidemie in Pforzheim ist noch nicht zum Stillstand

gekommen. Die Zahl der Erkrankten beträgt mindestens 1000 .
Genaue Feststellungen hierüber fehlen, weil die amtlichen Mel¬
dungen noch nicht vollständig vorlicgen . Leider hat die Epi¬
demie bereits 10 Todesopfer gefordert . Genaue Zahlen lie¬
gen aber auch hierüber nicht vor. Sehr schwer betroffen wurde
von der Epidemie die Familie des Flaschnermeisters Theodor
Bossert. Der Vater fiel als Vizefeldwebel vor Verdun und
jetzt ist die Mutter mit ihren beiden Töchtern im Alter von
Ü und 12 Jahren an Typhus gestorben. Viele Kranke mußten
Wegen Überfüllung des Krankenhauses abgewiesen werden .

Ikurze Nachrichten aus Waden .
oe . Konstanz, 17. März . Zu der Oberbürgermeisterfragr be¬

richtet die „Konst. Ztg.", daß der Kompromißantrag , eine dritte
Vürgermeisterstelle zu schaffen , damit jede der drei Parteien
einen Bürgermeisterposten besehen kann, vom Zentrum und den
Sozialdemokraten abgelehnt worden ist . Auch die Demokrati¬
sche Partei habe dagegen große Bedenken.

Radiscbe LeitungsstLmmen.
Parfilmentarisierte Brbeiterräte . Der Erste Vizepräsident

der badischen Nationalversammlung Adam Remmele schreibt
dem hiesigen „Tagblatt " unter der Überschrift „Parlamenta -
rifierte Acbeiterräte " u . a . folgendes:

„Die nunmehr aktuelle Frage , wie die Arbelterriite in Zu¬
kunft in den Rahme» der allgemeinen Staatsverwaltung ein-
gefpannt werden sollen , läßt sich zurzeit nicht völlig klar be¬
antworten . Der Widerstreit hierüber hat eine Klärung noch
nicht gebracht . In den Landesversammlu,ngen der Arbeiterräte
Badens wurde der Standpunkt vertreten , die Arbeirerräte soll¬
ten so lange existieren, bis die Erfolge der Revolution in der
Verfassung verankert sind und bis auf Grund des allgemeinen
Wahlrechtes auch die Wahlen für die gemeindlichen Körper ,
schäften und für die unteren Verwaltungskörper des Staates
vollzogen sind . Es ist mit Sicherheit anzunehmen , daß durch
diese Wahlen Viele Männer des arbeitenden Volkes in diese
Körperschaften einrücken werden und so die Möglichkeit erhal -
ten, für das Wohl deS Volkes in amtlicher Stellung zu wirken.
In vielen Gemeinden , in . denen die Arbeiterschaft, insbeson -
dere infolge des bisher bestandenen Klassenwahlrechtes keine
Vertretung erlangen konnte , wird diese nun eine solche er-
halten . Nicht wenige Gemeinden wird es geben, in denen
s^ iakdemokratische Mehrheiten zustande kommen. Auch So¬
zialdemokraten als Bürgermeister wird es in Zukunft geben.
Damit wächst für die sozialdemokratische Avbeiter .chaft die
Verantwortlichkeit und sie hat r^ ht mehr nötig , von außen
her über den Weg der Arbeiterrme Kontrollinstanzen aufrecht
zu erhalten . Die Kontrolle der Arbeiterräte über die Gemeinde¬
verwaltung hat nur so lange einen Sinn , als es dem revolu¬
tionären Proletariat nicht möglich ist, ihre Vertreter in die
Gemeindeverwaltungen zu schicken . Von diesem Gesichtspunkt
aus hat auch die vorläufige Regierung die Notgesetze für die
Zuwahl von Arbeitervertretern in die Gemeinde , und in die
Bezirksräte erlaffen . Sobald die Gemeindewahlen erledigt
find, fallen diese Notgesetze fort und die Arbeiterräte können
besondere Vertreter für die Gemeinderäte nicht mechr fordern .
Die Landeszentrale der Arbeiteroäte kontrolliert die obere
Staatsverwaltung . Zu diesem Zwecke wohnen Vertreter der¬
selben den Sitzungen der Regierung bei . Mit der Erledigung
der neuen Verfassung durch die Nationalversammlung und
mit der Bildung der definitiven Regierung , die nach der Be-
schlußfassung über die Verfassung voraussichtlich schon in näch¬
ster Woche erfolgt , hört ' omachungsgemäß auch diese Kon-
trolle auf . Mit anderen Worten : die Arbeiterräte des Landes
Heren nach und nach auf , ein politisches Instrument der Re¬
volution zu sein .

Es muß zugegeben werden, daß nicht überall im Lande
grundsätzliche Übereinstimmung über diese Frage herrscht.
Die Vorgänge in Bayern insbesondere üben hier ihre Rück¬
wirkung aus . Das Thema : parlamentarische Verwaltung oder
Rätesystem bildet den Stoff für die Erörterung der Frage
der Auflösu- g der Arbeitevräte . Die Mehrheit der Arbeiterräte
steht jedoch nach wie vor auf dem Standpunkt , daß das RAte-
shstem in der badischen Staatsverwaltung keinen Platz fircken
kann. Die Erfahrungen in anderen Bundesstaaten zeigen ja
auch zur Genüge , wie schwer es ist , ein Kompromiß zustande
zu bringen , das neben der parlamentarischen Regierungsform
dem Näleoerwaltungssystem genügend Raum zur Betätigung
läßt . Eine ernsthafte Erörterung dieser Frage würde zwcifels .
ohne auch in Baden für lange Wochen unruhige politische
Auseinandersetzungen Hervorrufen.

Mit der Zustimmung zu dieser grundsätzlichen Auffassung
braucht man jedoch den Arbeiterräten nicht jede Existenz¬
berechtigung abzusprechen. Sie hören mit der Demokrati¬
sierung der Staats - und GeMeindeorgane zwar auf , Kontroll -

instaryen zu fein , auf dem weiten Gebiete wirtschaftlicher
and svzialer Aufgaben bleibt ihnen jedoch ein großes Tä¬
tigkeitsgebiet. Die Frage der Schaffung von « rbeitSkam-
mer» ist noch immer unerledigt . Die Arbeitskammern müs¬
sen in der Wirtschaftspolitik die gleichen Rechte erlangen ,
wie fie den Handwerks- und den Handelskammern schon längst
zustehen. In den Bereich der Tätigkeit ' der Arbeitskammern
zählt auch die Interessenvertretung der Verbraucher . Ob für
die Verbraucher besondere Kammern geschaffen werden muffen,
so wie das die Konsumentenvertretervereinigung fordert , oder
ob nicht fie als ein Glied der Arbeitskammern zu betrachten
sein werden, darüber find noch eingehende Erwägungen not¬
wendig. Jedenfalls aber muß dieser ganze Fragekomplex
in engster Fühlungnahme mit den Arbeiterräten gelöst wer¬
den, die ihrerseits wieder mit den Arbeitergewerkschaftrn eine
Verständigung über die Art des Vorgehens und über die Aus¬
stellung der entsprechenden Forderungen zu suchen haben .
Auf diese Weise werden die Arbeiterräte mit den Gewerk¬
schaften koaliert.

Die Arbeiterräte sind genau so wie die Gewerkschaften
Gegner des Spartakusterrors . Sie sind daher mit diesen
nicht für die sinnlosen Generalstreiks , die nur geeignet sind ,
unsere Volkswirtschaft noch mehr zu erschüttern. Sie wol¬
len eine aufbauende Tätigkeit erfüllen und die Republik vor
den Gefahren jeglicher Art schützen. Aus diesen Erwägungen
heraus liegt es im Interesse des gesamten Volkes , die guten
Dienste der Arbeiterräte für den Staat nutzbar zu macken,
was sich erreichen läßt , wenn man ihnen wirtschaftliche und
soziale Aufgaben zuweist. Es tut nichts zur Sache, wenn
dabei die Arbeiterräte ihre derzeitige Organisationsform än¬
dern müssen oder wenn sie etwa im Rahmen der allgemeinen
Gewerkschaftsbewegung in den Dienst des staatlichen Organis¬
mus gestellt werden. Eine solche OrganisationsändeLung ,
wird man schon deshalb mit in Kauf nehmen muffen , weil
ja auch den übrigen Berufsständen (wir denken dabei an
jene der Beamten und Lehrer ) Gelegenheit zur Mitarbeit
gegeben werden muß.

Das demokratische Bürgertum kann somit auch in diesem .
Punkte den Arbeiterräten vertrauen . Der in ihnen waltende
Geist bewegt sich auf demokratischer Basis . Er läßt allen Be-
rufsständen die Möglichkeit zur Mitarbeit , ja er will sogar
mit diesen vereint tätig sein , damit im neuen Staat allen
arbeitenden Ständen ihr gutes Recht auf Existenz und ein
auskömmliches Dasein gesichert wird. Dieses hohe Ziel muß
sich erreichen lassen ohne Gewaltherrschaft und ohne Kom¬
plikationen mit dem parlamentarischen System der Staats¬
verwaltung .

"

Ans der Lsndesbanptstadt .
* Der Verein Karlsruher Presse (Journalisten - und Schrift¬

steller-Verein ) veranstaltet am Montag , den 24 . März , abends
7 Uhr, im Friedrichshof eine Begrüßungsfeier für die aus dem
Heeresdienst entlassenen Mitglieder . Von den dem Verein bei
Ausbruch des Krieges ange.hörigen Mitgliedern standen wäh¬
rend der Kriegsjahre 17 im Heeresdienst. Drei davon fielen
auf dem Felde der Ehre , mehrere wurden verwundet.

Staatsanzeiger .
Die badische vorläufige Volksregierung hat unterin 8 . März

d. I . den Regierungsrat vr . Gustav Keller, zuletzt beim
Reichsarbeitsamt in Berlin , unter Ernennung zürn Ober -
amtmann dem Bezirksamt Müllheim als Beamten beigegeben,

dem Amtmann Or . Ludwig Jmhoff in Rastatt den Titel Re¬
gierungsrat verliehen und

den Amtmann Or . Jakob Bader in 'Müllheim dem Bezirks¬
amt Rastatt als Beamten beigegeben .

Die badische vorläufige Volksregierung hat unter dem 11.
März d. I . den Kommandeur der Landespolizeitruppe , Gene ,
ralmajor Anheuser in Karlsruhe , auf Ansuchen unter Anerken-
nung seiner langjährigen , treuen und ersprießlichen Dienste
wegen vorgerückten Alters in den Ruhestand versetzt .

Die Generaldirektton der Staatseisenbahnen hat unterm 26.
November 1918 ' den Oberbausekretär Wilhelm Schultze in
Schwetzingen zur Zentralverwaltung versetzt.

Die Generaldirektion der Staatseisenbahnen hat unterm 14.
März d. I . dem Obereisenbahnsekretär Georg Wälde in Basel
das Statiansamt II Hornberg übertragen .

Bekanntmachung.
Der SckLeppschisfahrts - Gefelischest auf dem Neckar in Heil-

bronn wird auf ihr Ansuchen im Benehmen mit der württem -
bergischen und hessischen Regierung auch für das badische Ho¬
heitsgebiet gestattet, einen weiteren Zuschlag van 50 v. H. auf
den Gesamtschlepplohn für Fahrzeug und Ladung , also auch
für leere Schisse , zu den mit Bekanntmachungen vom 26 . Juli
1918 und vom 23. Januar 1919 (Staatsanzeiger Nr . 176 vom
1 . August 1918 beM . Nr . 25 vom 29. Januar 1919 ) geneh¬
migten Zuschlägen von 20 bezw . 10 v. H . zum Schlepplohn
zu erheben.

Der jederzeitige Widerruf dieser Tariferhöhung ist Vorbe¬
halten .

Sie tritt unter Verzicht auf Jnnehaltung der in 8 6 Absatz 3
der Konzessionsurkunde vom 22 . September 1877 für Tarif ,
erhöhungen vorgeschriebenen Genehmigungsfrist von einem
Monat am 15. März 1919 in Wirksamkait .

Karlsruhe , den 11 . Mä ^ 1919.
Badisches Ministerium des Innern .

Der Ministerialdirektor :
Weingärtner . vr . Leutz.

Bekanntmachung.
^ Aus dem Armen -Apothekefonds in Baden sind 2700 M . für

arme kranke Personen ohne Unterschied des Bekenntnisses aus
den anspruchsberechtigten Landorten der vormaligen Mark -
graffchaft Baden -Baden zur Bestreitung der Kosten im Lan¬
desbad oder zu anderen Unterstützungen solcher armer Kran¬
ken verfügbar .

Gesuche find alsbald mit dem ärztlichen Krankheitszeugnis
bei dem Armenrat cinzureichen, der sie mit Äußerung über
Hilfsbedürftigkeit und Würdigkeit der Gesuchsteller dem Be¬
zirksamt vorzulegen hat.

Karlsruhe , den 6. März 1919.
Berwaltungshof :

A . V. : vr . Groos .

Bekanntmachung
über den Absatz von Weißkohlsauerkram.

Auf Grund des 8 2 der Verordnung über die Verarbeitung
von Gemüse und Obst von : 23. Januar 1918 ( Reichs -Gefttzbl.
S . 46) wird mit Zustimmung der Verwaltungsabteilung der
Reichsstellc für Gemüse und Obst bestimmt:

8 1 .
Der - Absatz von Weißtohlsauerkraut an die Zivilbevölkerung

— nicht an militärische Stellen — wird freigegeben.
Bereits erteilte Lieserungsaufträge bleiben unberührt .

8 2.
Die Vorschriften der Bekanntmachung, betreffend Bedingungen

für die Lieferung von Weißkohlsauerkraut durch den Hersteller,
vom 21 . Oktoö- r 1918 (Rei^^ -anzeiger 259 vom 31 . Oktober)
und der Bekanntmachung über Preise für Weihkohlsauerkraut
vom 4 . November 1918 (Reichs -Anzeiger 270 vom 14. Nooeiu .
ber ) bleiben unberührt .

Der 8 2 der Bekanntmachung über Preise für Weihkohlsauer,
kraut vom 4 . November 1918 (Reichs -Anzeiger 270 vom 14 . No¬
vember ) wird aufgehoben. An seine Stelle treten folgende Be¬
stimmungen :

1 . Die Hersteller dürfen die Gebinde den Empfängern nur
leihweise überlassen gegen ein Pfand in folgender Höhe :

für Vi Heringstonne 12 M .,
für 54 Heringstonne 6 M .,
für eichene Speiseöl , oder Schmalzfäffer von etwa

ISO Kilogramm Inhalt
für gebrauchte Sauerkraut - oder Gurkenfässer von

etwa 150 Kilogramm Inhalt
für V» Oxhofte
für 54 Oxhofte
Sofern die Hersteller für die Fässer höhere Unkosten haben,

dürfen diese der Berechnung des Pfandes zugrunde gelegt

LS M .,

LS M .,
LS M .,
15 M.

werden .
2 . Die Gebinde sind in gutem Zustande mit vollständigen

Böden , Deckeln, Reifen und Stäben frachtfrei Station des Her.
stellers zurückzusenden. Nach Rücklieferung wird das für oie
Gebinde hinterlegte Pfand zurückvergütet unter Abzug einer
Leihgebühr von 10 vom Hundert des Pfandbetrages für jeden
angefangenen Monat . Falls die Fässer in mangelhaftem Zu.
stände zurückgeliesert werden, dürfen die Hersteller außer der
Leihgebühr einen der Wertminderung entsprechenden Betrag
abziehen.

8. Die Faßleihgebühr fällt mindestens für einen Monat denk
Großhandel zur Last.

4 . Bei Lieferungen an Heer und Marine gelten bezüglich
der Gebinde die den Herstellern mitgeteilten Sonderbesttm»
mungen .

8 3.
Zuwiderhandlungen werden nach 8 9 der eingangs erwähn¬

ten Verordnung mit Gefänanis bis zu einem Jahre und mit
Geldstrafe bis zu 10 000 M . oder mit einer dieser Strafen
belegt . Neben der Straft kann auf Einziehung der Vorräte
erkannt werden , auf die sich die strafbare Handlung bezieht,
ohne Unterschied, ob sie dem Täter gehören oder nicht .

8 4-
Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung

in Kraft .
Berlin den 24 . Januar 1919.

Reichsstelle für Gemüse und Obst.
GeschäftsaLteilung . Gesellschaft mit beschränkter Haftung

Abteilung Sauerkraut ,
gez . Kohl mann . gez . Smidt .

Die Beiträge für die land- und forstwirtschaftliche Unfallver¬
sicherung betr.

Im Jahr 1918 betrug der Aufwand der badischen landwirt¬
schaftlichen Berufsgenoffenschaft nach dem vorläufigen Rech-
nungsabschlutz für :

1 - Entschädigungen . 2 103 913 -
2- Verzinsung und Tilgung der schwebenden

Schuld an die Post aus dem Jahre 1909
Z . Fürsorge für Verletzte innerhalb der ge¬

setzlichen Wartezeit .
4 . Unfalluntersuchungen,Feststellung der Ent¬

schädigungen, Überwachungder Renten¬
empfänger .

S - Berufungen und Rekurse
a ) Kosten des Verfahrens bei den Ober¬

dersicherungsämtern - . L3?9ck0 X
d) Kosten des Verfahrens bei

dem Reichs- und Landes¬
versicherungsamt . - . 2.10 „

6. Unfallverhütung

76373 .86

191 .50

7d 842 .65

L 38160
3 .80

7 . Laufende Verwaltung . . . . . . . 129 260 50
8 . Hebgebühr für Einzug der Beiträge durch

die Amtskassen . 48 042 -84
9- Ausfälle (uneinziehbare Beiträge) . . . 8 861 57

Außer diesen . 2444 871 .32 . /4
sind aufzubringen :

10 . Zur Ansammlung der Rücklage . . . . 47170 .30 „
11 . Zur Verstärkung d . Betriebsfonds und zwar:

s ) Zur Ansammlung eines Fonds zur teil¬
weisen Bestreitung der an die Zentral-
postvehörden abzuführenden Postvor¬
schüsse, sog . Postbetriebsfonds 10 000

d) Zunr Betriebsfonds für lau¬
fende Verwaltung . . . . 10000 „ 20 000 .— «

An diesem Aufwand mit . 2512 041 -63 ^tz
sind gedeckt durch :

1 . Einnahmen aus Nachtragsveranlagnngcn
für die Vorjahre - . . 387-54

2. Nachträgliche Eingänge auf
früher bereits in Ausfall
gestellte Beiträge - . .

3. Zinsen aus der Rücklage .
4. Zinsen aus dem sonstigen

Vermögen . 29 640 .50
5 . Einnahmen a - Strafgeldern 20.—
6 . Einnahmen aus Entschädi»

gungsersatzansprüchen . 932 .40
7 . Sonstige Einnahmen - . . 733.88

Es sind daher für das Jahr 1918 . . . 2470185 -11
von den Genossenschaftsmitgliedern durch Umlagen zu erheben .

5 142.19
5 000 -

41 856 .51

Die Gesamtzahl der für daS Gebiet der Genossenschaft abge.
schätzten Arbeitstage beziffert sich auf 68 418 300 und die Ge-
samtsumme der hieraus berechneten Arbeitswerte aust,
164 716 290 M.

Demgemäß ist vom Vorstand der Berufsgenossenschaft der zur
Aufbringung der umzulegenden Summe zu entrichtende Bei¬
trag auf eine Mark fünfzig Pfennig von je 100 M Arbeits¬
wert festgesetzt worden .

Gemäß § 57 der Verordnung vom 31. Dezember 1912, den
Vollzug der Reichsversicherungsordnung hinsichtlich der Verfi.
cherungsbehörden und der Unfallversicherungbetreffend (Gxs.
u - V.O .Bl . S . 479) bringen wir dies zur öffentlichen Kenntnis ,

Karlsruhe , den 21 . Februar 1919.
Badisches LandesversicheruugSamt.

Krems . Klenkler,Uehlein .



Ttkmtasnzeiger.
Bekanntmach«»-

Uber den Verkehr mit Saat - und Steckzwiebeln zu
Saatzwecken und deren Höchstpreise .

Auf Grund der 88 4 , 11 und 12 der Verordnung
Uber Gemüse, Obst und Südfrüchte vom 3. April 1917
(Reichsgesetzbl . S . 397 ) wird bestimmt :

8 1-
Die Bekanntmachung über den Verkehr mit Saat -

«nd Steckzwiebeln zu Saatzwecken und deinen Höchst¬
preise vom 28. November 1918 wird aufgehoben.

8 2.
Beim Verkauf von inländischen Saat - und Steck ,

- wiebeln durch Erzeuger dürfen die nachstehenden
jkätze je Zentner nicht überschritten werden :

Für Saatzwirbeln bis 28 . Februar 1919 — 23 M.
vom 1. März 1919 «ch je Monat und
Zentner 1 M . mehr,

für Steckzwiebeln
1. längliche und ovale

Größe I unter 1 )4 cm Durchm . — 190 M.
Größe H 1 )4—2 em Durchm. — 80 M.

Größe Hl 2—2 )4 cm Durchm . — 60 M.
2. plattrunde

Größe I unter 2 cm Durchm. --- 120 M.
Größe II 2—2 )4 cm Durchm. — 100 M.
Grütze III 2)4^- 3 cm Durchm. — 80 M.

8 3-
Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage ihrer Ver¬

kündung in Kraft .
Berlin , den 4 . MäiH 1919.

j Reichsstelle für Gemüse und Obst.
Der Vorsitzende :

von Tilly .

Wir bringen Vorstehendes mit dem Anfügen zur
Kenntnis , daß unsere Bekanntmachung vom 22. Ja¬
nuar 1919 — Staatsanzeiger Nr . 20 — hiermit auf¬
gehoben wird . Saatkarten sind für den Handel mit
Saat - und Steckzwiebeln nicht mehr vorgeschrieben.

Karlsruhe , den 12. März 1919 .
*

Badische Gemüseversorgung.

Amtliche Bekanntmachungen .
Die Verhütung vo» Wald -

brändeu betreffend . «
Wir bringen die nachstehende bezirkspolizeiliche Vor.

jchrift vom S . Juli 1886 , die Verhütung von Wald¬
bränden betreffend, in Erinnerung . L .208

Bezirkspolizeiliche Vorschrift.
. Das Tabakrauchen in den jungen Waldschlägen,

deren Boden mit dürrem Gras , Moos oder Laub be.
deckt ist . ist außerhalb der Landstraßen und Gemeinde .
Wege vom 1 . Mörz bis 1 . Oktober jeden Jahres ver¬
boten . Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafen
bis zu 60 M . oder mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft .

"

Karlsruhe , den 1. März 1919.
Bezirksamt . O .-Z . 76

Die Bekämpf « « - der Maul¬
und Klauenseuche betr .

Die Maul - und Klauenseuche in der Gemeinde Gon-
delsheim ist erloschen . Die unterm 14. Januar 1919
vom Bezirksamt Breiten angeordneten Schutzmaß¬
regeln wurden aufgehoben, L .206

Karlsruhe , den 10. März 1919 .
Bezirksamt . O .-Z . 88

Bei der Staatsumwälzung , dem Rückmarsch der
Heere und ihrer Auflösung sind dem Volksvermögen
unermeßliche Werte entzogen worden . Unbefugte ha.
ben Kriegsgerät der verschiedensten Art an sich ge-
bracht, veräußert oder sonstwie darüber verfügt . So
sind insbesondere den Beständen der Heeresverwal¬
tung entzogen worden : Kraftfahrzeuge aller Art , Per¬
sonenkraftwagen , Lastkraftwagen, Krafträder , Dampf -
straßenzugmaschinen, Dampflaftkraftwagen . Dampfseil¬
zugmaschinen, Dampfwalzen , Motorboote, Anhänger ,
Beleuchtungswagen, sowie Zubehörteile und Betriebs¬
mittel zu diesen Fahrzeugen , z. B . Gummibereifun¬
gen , Motoren und Teile dazu, Öl , Benzol. L .207

Der Rat der Volksbeauftragten hat bereits mit Ver¬
ordnung vom 14. Dezember 1918 die Zurückführung
des genannten Hceresgeräts in den Besitz des Reichs
angeordnet . Dem Verbleib dieses Heeresgutes nach¬
zugehen und es möglichst für das Volksvermögen zu
retten , ist eine der Aufgaben des Reichsverwertungs¬
amts . Es bedarf zur Erreichung dieses Zieles weitest¬
gehender Unterstützung der Behörden und tatkräftigerMitarbeit aller Kreise der Bevölkerung. Letztere wird
unter besonderem Hinweis auf die ausgesetzte Beloh¬
nung gebeten, Wahrnehmungen über plötzliches Auf¬
tauchen solchen Gerätes den Behörden mitzuteilen ; und
die Behörden ŵerden an Hand ihrer aktenmäßigen
Unterlagen , z. B. betreffend Zulassung von Kraftfahr ,
zeugen und auf Grund ihrer Kenntnis der örtlichen
Verhältnisse in der Lage sein, schnellstens nachzuprü¬
fen, ob der jetzige Besitzstand im Hinblick auf die frühe ,
ren Verhältnisse die Vermutung unrechtmäßigen Er¬
werbes nahelegt . Anhaltspunkte dafür geben auch
äußere Merkmale wie z . B . der Stempel . Heeresge¬
rät " an Kraftwagenbereifung , das Wappen — preußi¬
scher Adler , bayerischer Löwe usv-. - - an Kraftwagen ,wenn auch mit Farbe überstrichen, ebenso eine mög¬
licherweise '

noch kenntliche militärische Aufschrift, wie
z . B . HO . — Immobiles Kraftwagen -Depot I .L .X.— Immobile Kraftwagen -Kolonne, - ' Armee-
kraftwagen -Kolonne. — Militärkraftwagen .Eile tut not . ES gilt an Werten zu retten , was
noch zu retten ist. In jedem Fall , in dem auch nur
die Möglichkeit eines Erwerbes aus Heeresbeständen
nicht von der Hand zu weisen ist, mag er rechtmäßig
sein oder nicht , wird um unverzügliche Mitteilung ge-
beten . ES wird eine Belohnung bis zu S L des durch

Abschätzung festzustelkenden Werte» des wiedererlana -
ten Gutes unter Ausschluß des Rechtsweges anteilig
denjenigen (auch beamteten ) Persönlichkeiten zuge¬
sichert . durch deren Tätigkeit die Wiedererlangung von
Gegenständen der in Abs . 1 genannten Art ermöglicht
worden ist. O .-Z.98

ReichSverwertnngsamt Berlin ,
Technische Abteilung für Automobilwesea.

Bad . Bezirksamt .

Auudsache « bete .
Im Monat Februar 1919 wurden folgende Gegen,

stände aus dem Fundbüro abgeliefert :
1 Brosche , 1 Damenuhr , 1 Kettenarmband , 1 Rock¬

nadel, 1 Damenring , Opernglas , 1 Damenuhr , 1 An¬
hänger , 1 Uhr in Lederarmbandriemen , 1 Notizbuch.
1 Frauenmantel und Bilder , 1 Spazierstock, 1 Fahr¬
scheinheftchen , 1 paar Schlittschuhe, Fleischmarken,
1 Schachtel mit Zylinder , 1 Pelz , 1 Umhang, 1 Paar
Handschuhe, 1 Brieftasche 1 Schlüsselbund, 1 Rucksack
mit Inhalt , 1 Kinderpelzchen, 1 Damengürtel . 1 Schlüs¬
sel, 1 Schächtelchen mit Anhänger , 2 Glühbirnen ,
Briefumschläge, 1 Reißzeug, 1 Revolver, 1 Handschuh ,
1 Handtäschchen . 1 paar Handschuhe , 1 Brille , 1 Ta¬
schenmesser , 1 Autohebewerk, 1 Taschentuch , 1 silbernes
Geldbeutelchen, 1 Rosenkranz, 1 Handschuh , 1 Damen .
Pelzkragen, Kürschners Jahrbuch , 1 wollene Kinder ,
mühe, 1 Schirm , 1 älteres Pferdekummet , 1 Zwicker ,
mehrere Geldbeutel mit und ohne Inhalt , Bargeld
1 Fünfmarkschein, 1 Markschein, 2 Einmarkscheine,
9 Mark Papiergeld , 17 Mark Papiergeld .

Die Gegenstände können von den Eigentümern oder
sonstigen Empfangsberechtigten im Zimmer Nr . 21 des
Bezirksamtsgebäudes (Eingang Hebelstraße) abgebolt
werden . 2 .209

Falls sich die Empfangsberechtigten nicht rechtzeitig
melden, geht das Eigentum an dem Fundgegenstande
nach Jahresfrist auf den Finder bezw. die Stadtge¬
meinde über .

Karlsruhe , den 6. März 1919 .
Bezirksamt — Polizeidirektion . O .-Z. 81.

Die
kMöhniU mWW an AngOlW ins
Mchandes dich die WWIssW deti.

Der Kreisausschuß Karlsruhe hat in Übereinstim¬
mung mit den von dem Ministerium des Innern im
Einverständnis mit den Kreisausschüssen festgestellten
Grundsätzen in Verbindung mit der Kreiskasse eine
Kreishilfskasse eingerichtet. Durch die Einrichtung die¬
ser Kasse soll selbständigen Angehörigen des Mittel¬
standes, die durch den Krieg in eine wirtschaftliche
Notlage geraten sind und denen, die Beseitigung dieser
Notlage auf anderem Wege nicht möglich ist, die Wie¬
deraufrichtung des selbständigen Geschäftsbetriebs er.
leichtert werden.

Die Mittel der Kreishilfskasse sind zur Unter¬
stützung von Reichsangehörigen bestimmt, die minde¬
stens ein Jahr vor Kriegsausbruch in Baden gewohnt
haben . In der Regel wird auch die Führung ord¬
nungsmäßiger Geschäfts- und Wirtschaftsbücher vor.
auSgesetzt . In diese ist den Beauftragten der Kreis¬
hilfskasse auf Verlangen Einsicht zu gewähren . Die
Kreishilfskasse gowährt :

1. Zinszuschüffe zu den bei Kreditgenossenschaften,
Sparkassen oder sonstigen Kreditanstalten und
bei Gemeinden des Kreisbezirks in Anspruch ge .
nommenen Krediten .

2 . Darlehen zu einem Zinsfuß vpn regelmäßig 3 A,
sofern die Gemeinde des Wohnsitzes des Dar¬
lehensnehmers sich bereit erklärt , ein Drittel des
etwa entstehenden Ausfalls zu übernehmen .

Die Zinszuschüsse bestehen in dem Unterschied zwi¬
schen dem Zinssatz von 3 A und dem von der Kredit¬
anstalt oder der Gemeinde berechneten Zinssatz, so.
weit er die Höhe des landesüblichen Zinsfußes nicht
übersteigt.

Die Kredite und Darlehen dürfen in - er Regel den
Betrag von M . 2890 .—, in Ansnahmefällen den Be¬
trag von M . 3000 .— nicht übersteigen und sind inner¬
halb 5 Jahren vom Zeitpunkt der Gewährung ab in
Teilbeträgen zurückzubezahlen.

Gesuchsteller, die Mitglieder einer Kreditgenossen,
schaft sind, haben die Kredit, und Darlehensgesuche
bei ihrer Genossenschaft . Gesuchsteller die Kredit bei
einem sonstigen Kreditinstitut erlangen können, bei
der Verwaltungsstelle des Kreditinstituts einzureichen.
Die Kreditanstalten setzen den Kreisausschuß von dem
eingeräumten Kredit unter Mitteilung der Zins , und
Rückzahlungsbedingungen in Kenntnis , worauf dieser
über die Gewährung des Zinszuschusses Entschließung
trifft .

Lehnen die Kreditanstalten ab, so sind die Darlehens¬
gesuche an den Kreisausschuß zu richten, wozu Frage¬
bogen zu verwenden sind , die vom Kreissekretariat be¬
zogen werden können. Gesuchsteller aus den Städten
Breiten , Bruchsal, Durlach , Ettlingen und Pforzheim
bringen ihre Gesuche bei dem betreffenden Bürger¬
meisteramt an , das ebenfalls die Fragebogen ausgibt
und die Gesuche nach Erklärung der Haftungsüber¬
nahme an den Kreisausschuß weitergibt . Gesuchsteller
aus der Stadt Karlsruhe und den Landgemeinden rei¬
chen ihre Gesuche unmittelbar beim Kreisausschutz ein.

Soweit erforderlich, verweist der Kreisausschutz die
Gesuchsteller auch an seine Vertrauensmänner . Die-
sen Vertrauensmännern haben die Gesuchsteller ge¬
wissenhafte Auskunft über ihre Verhältnisse zu er¬
teilen . G .209

Die näheren Bedingungen der Hingabe und der
Rückzahlung der von der Kreishilfskasse selbst gewähr¬
ten Darlehen werden in einem von dem Darlehens¬
empfänger zu unterzeichnenden Schuldschein niederge¬
legt. Der Schuldschein wird bei der Kreishilfskasse
aufbewahrt . Der Darlehensempfänger erhält eine
Doppelschrift.

Jede weitere » nsknuft über die Einrichtung der
Kreishilfskaffe und über das bei der Anbringung der
Gesuche zu beobachtende Verfahren wird in den Dienst,
räumen des KreisauSschuffeS in Karlsruhe , Karl¬

straße 16, an den Werktage« vormittags von 9 bis
12 Uhr sowie bei den Bürgermeisterämtern des Kreis ,
bezirk» erteilt .

Karlsruhe , den 28 . Fchruar 1919.
KreiSauSfchuß.

Frey .
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Laut Beschluß der Ge¬
sellschafterversammlung v.
4. Februar 1918 ist unsere
Gesellschaft in Liquidation
getreten und werden die
Gläubiger hiermit aufge .
fordert , ihre Forderungen
Umgehend anzumelden .

Mannheim -Waldhof,
den 12. März 1919 .

Dynamidon G . m. b. H.
in Liquidation,

Der Liquidator :
C . Würtz .

W MM .
Die Rheinbauinspektiock

Offenburg vergibt die freie
Lieferung von 1860 cbm
Rheinbausteinen in 4 Lo¬
sen für die Strecke Kap.
pel—Marlen . Maßgebend
für die Verdingung ist die
Verordnung des Finanz .
Ministeriums vom 3 . Jan .
1907 . Lieferuagsbedin .
gungen und Angebotsvor.
drucke liegen hier und
bei Dammeister Butz in
Ottenheim auf . Angebote
längstens bis Samstag ,
den 29 . März b. I -, vor¬
mittags 9 Uhr, an die In¬
spektion . L .210 .2.1

Hochbauarbeiten zur
Verlegung der Bahnsteig ,
sperre im Personenbahn ,
bos Lörrach nach Fin . -Mi.
nisterialverord . v . 3 . Jan .
1907 öffentlich zu verge-

ben. Maurerarbeit ,
Schreigerarbcit , Anitrei -

cherarbeit, Schlosserarbeit,
ca . 1300 Icg Pferchci .afcie.
digung . Einsicht der Ver¬
dingungsunterlagen , Ab¬
gabe der Angebote Bahn -
meisteret Lörrach. Keine

Unterlagenverjendung .
Angebote verschlossen , por-

tofrei (Auslandsporto ) ,
entsprechender Aufschrift,
bis 27. März 1919 , nach¬
mittags 4 Uhr, hier ein.
reichen , woselbst die
Öffnung der Angebote
stattfindet . L . 167 .2 i

Basel , 11. März 1919.
Bahnbauznspektion.

Buchenu. Eichen, z. Strecken
derKohlen, Forlen , Tannen
Anfeuerhoiz), amtlich fest¬

gestellte Preise . Das Holz
wird auf Verlangen von 1
Zentner an aufwärts zuge¬

führt . Ausgabestelle:
Gerwigstratze 83

Fr - Kempermarrn
T«l«phon SÄttS

kuns!io!rrMsi, Lpritusi ooil
küiulsilulikslinll

Haltestelle der elektrischen Bahn
am Schlachthof .

wenn auch reparaturbe¬
dürftig . werden stets an¬
gekauft in F9K8

An- und Verkaufsgeschäft,
Kronenstraße 52-

8ioIieLSte
Kspitslsnlsgs

ketkLge von II . 100V0V
aufwärts werden ru 4 i/r °/i>
mündelsicker z oder io sabre
unkündbar kereingenonunen .
^ .n^ebote ru rickteu unter
k'.yrb an die Expedition der

Larlsrnker Teilung .

5000000U
Lu OemeinäsvsrkLntts
und 8 tLljtS TU 4^/z o/o
Ansen mit i/HLttrixer
I^üncliZnnK rn ver¬
geben .
^ nkr -tgsn L^ xpsttftion
6 . Llattes unter I ^.yzr .
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Die Verwaltung -al -tei-
lung des Kommunalvcc-
bands Konstanz-Lano sucht
auf sofort eine.»

möglichst Jurist oder Ver¬
waltungsbeamter . Tätig¬
keit : Erledigung aller Ver-

waltungsangelegenheiten
des Kommunalverbands ,
Überwachung und Leitung
der Selbstversorgerkontrol¬
le, Mehlverbvauchskoirtrol-
lß , Bäckerkontrolle, Müls
lenkontrolle, Wrtschafts -
kartenführung usw. Die
Stellung ist eine selbstän¬
dige . Geeignete Bewerber
wollen sich schriftlich (nicht
persönlich ) unter Beifü -
grMa des Lebenslaufs und
Mitteilung der Gehaltsan¬
sprüche beim Kommunal¬
verband Konstanz - Land
(Bad. Bezirksamt Kon¬
stanz) melden. G .208 .2 .1

Bei unserer Stadtkaffe ist
die G.207
- MWIterM

zu besetzen.
Dem Buchhalter obliegt

hauptsächlich die Führung
der Hauptbücher uw) las
Betreibungswesen .

Im Rechnungswesen er-
fahrene und iw der
Hauptbuchführung durch¬
aus bewanderte B Merker
wollen sich unter Vorlage
von Zeugnissen sofort ve .m
Gemeinderat melden.

Bei befriedigenden Lei¬
stungen besteht Aussicht ,in die Stadtrechnersteve
seinerzeit einzurücke .r.
Waldshut , 15. März 1919.
> Gemeinderat .

Hochbauarbeiten zu ei-
nem Stallgebäude bei
Bahnwarthaus Nr . 416
Gemarkung Grenzach nach
Finanzministerialverord -

nung vom 3. Januar 1907
öffentlich zu vergeben.
Maurerarbeit , Zimmerar .
beit, Blcchnerarbeit , Schloss-
servrbeit . Einsicht der

Verdingungsunterlagen ,
Abgabe der Angebots
Bahnmeisterei Wyhlen.
Keine Unterlagenversen .
düng . Angebote verschlos¬
sen, portofrei (Auslands .

Porto ) , entsprechender
Aufschrift, bis 31 . März
1919, vorm . 11 Uhr, hier
einreichen, woselbst die
Öffnung der Angebote
stattfindet . L.211 .2.1

Basel , 15 . März 1919.
Bahnbauinspektion .

Eisenbeton- und Maurer «
arbeiten zur Herstellung
lĉ nes Treppenaufganges
durch das südliche Wider,
lager der Weiherweguntec .
führung ( 130 cbm Aus¬
hub, 19 cbm Mauerwerks ,
abbruch, 60 cbm Eisenbe¬
ton, 0,62 cbm Abdeckplat-
ten, 2 cbm Bruchsteinge-
wölbe, 16 cbm Asphalt!-

filzabdeckung) nach Fi -
nanzministerialverordnung
vom 3. Januar 1907 Sf.
fentlich zu vergeben. Be-
dingnisheft und Zeichnung
bei der Bahnbauinspektion
I Karlsruhe zur Einsicht,
daselbst auch Abgabe de«
Angebotsvordrucke. Kein
Versand auswärts . Ange¬
bote verschlossen und post,
frei bis zum Eröffnungs¬
zeitpunkt Mittwoch, den 29
d. MtS., vormittags 10 Uhx,
bei uns einzureichen. Zn.
schlagsfrist 8 Wochen.
Karlsruhe , 16. März 1919,

Bahnbantuspettio « I-

«

k/ttc/ Halmen - /sä/// '
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